
Der Hashtag #Lavendelgate hat  
Furore gemacht. 578 Meldungen 
zeigt google. Hunderte Kommentare, 
über tausend Mal auf Facebook  
geteilt, bei Twitter wurde er zum  
Renner.

Im Sommerinterview wurde die  
Ministerpräsidentin von Rheinland-
Pfalz dazu befragt. Was war gesche-
hen? Staatssekretär Denis Alt (SPD) 
wollte im Namen der Landesregierung 
etwas Gutes für die Bienen tun und 
sich bei den Beschäftigten der Uni- 
medizin Mainz für den Einsatz in  
der Corona-Krise bedanken. Als  
Zeichen brachte er einen klitzekleinen 
Lavendel-Busch vorbei. Und die  
Presse war natürlich auch da.

Zu Beginn der Pandemie hatten 
die Einrichtungen noch nicht mal 
genug Schutzkittel. Personalunter-
grenzen und Arbeitsschutzgesetze, 
selbst Teile des Finanzierungssystems 
der Fallpauschalen (DRG) wurden 
außer Kraft gesetzt, damit wir uns auf 
einen Notstand vorbereiten konnten. 
Und nun musste die Leitung der 
Uniklinik dabeistehen und einen Blu-
mentopf in Empfang nehmen. Man-
cher meinte noch, es wäre Parodie. 
Die Realität ist die peinliche Satire. 

Nachdem landauf und landab 
geklatscht wurde und es hier und da 
Nivea-Creme oder Schokolade gab, 
platzte den ver.di-Aktiven der Kra-
gen. Sie buddelten den Strauch aus 
und gruben ihn vor der Mainzer 
Staatskanzlei wieder ein – und dreh-
ten dazu ein viel geteiltes Video:  
t1p.de/dank-zurueck

Wir brauchen endlich echte Wert-
schätzung und Aufwertung. Nette 
Worte, Blumen und Süßigkeiten leh-
nen wir nicht ab, aber damit könnt ihr 
uns nicht mehr beeindrucken. Ihr 
könnt uns mal. Jetzt braucht es Taten 
statt Worte. Wir verlangen eine Perso-
nalbemessung. Das DRG-System hat 
sich überlebt. Es ist an der Zeit, die 
ausgegliederten Bereiche wieder zu-
rück in die Krankenhäuser zu holen.

Lavendel soll beruhigen. Die 
Mainzer hat es auf die Palme ge-
bracht und sie wurden so laut, dass 
man sie in der Bundesrepublik hörte. 
Jetzt hat in Rheinland-Pfalz ein 
Bündnis zum Pflegeaufstand aufge-
rufen. Hören wir auf, nur zuzuschau-
en und zu kommentieren und zu 
meinen, ein höheres Wesen könnte 
uns retten. Jetzt nehmen wir uns die 
Aufforderung von Erich Kästner zu 
Herzen: »Was immer auch geschieht, 
nie sollt ihr so tief sinken, von dem 
Kakao, durch den man euch zieht, 
auch noch zu trinken!« In diesem 
Sinne wünscht uns einen heißen 
Herbst, euer 

                          Michael Quetting

Ganz vorn
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Unser gutes Recht
Auch in der Pandemie haben Aus- 
zubildende Rechte.               Seiten 4/5
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Gesundheit für alle
Das Berliner Gesundheitskollektiv  
bietet lebensnahe Hilfe.             Seite 7

Die Beschäftigten der öffentlichen Daseinsvorsorge wurden als »systemrelevant« gefeiert. In der Tarifrunde setzen sie sich gemeinsam dafür 
ein, dass ihre Leistungen angemessen honoriert werden. Das Ergebnis bestimmt den Rahmen für das gesamte Gesundheits- und Sozialwesen.  

Die Corona-Pandemie hat gezeigt,  
wer die Gesellschaft zusammenhält.  
Es sind nicht die Börsenmakler oder 
Unternehmensberater, sondern die 
Beschäftigten der öffentlichen Das- 
einsvorsorge. Das sollte nicht nur be-
klatscht, sondern auch angemessen 
honoriert werden. Die Tarifrunde  
bei Bund und Kommunen bietet die 
Chance, die »systemrelevanten« Berufe 
finanziell aufzuwerten und attraktiver 
zu machen.

KEIN GELD DA?
Die Arbeitgeber sagen, es gebe keinen 
Spielraum für Lohnerhöhungen. Wir 
sagen: Gerade jetzt müssen die Löhne 
steigen! Die Bundesregierung hat 
erklärt, nicht »gegen die Krise anspa-
ren« zu wollen. Das muss auch für die 
Tarifrunde gelten. Was sich der Staat 
leisten kann, wird politisch bestimmt. 
Die reichsten zehn Prozent besitzen 
67,3 Prozent des Gesamtvermögens. 
Werden sie angemessen an der Finan-
zierung des Gemeinwesens beteiligt, 
ist genug Geld da.

DAS GEHT UNS ALLE AN
Von dieser Tarifrunde sind weit mehr 
Menschen betroffen als die 2,3 Millio-
nen Beschäftigten bei Bund und Kom-
munen. Der Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) ist unsere Leitwäh-
rung. Ob in den Wohlfahrtsverbänden, 
bei Kirchen, Diakonie und Caritas oder 

privaten Trägern – überall streiten 
Kolleg*innen dafür, auf dem Niveau des 
Flächentarifvertrags entlohnt zu werden 
(siehe Seite 6). Ein gutes Tarifergebnis 
stärkt daher alle. Grund genug, sich mit 
den Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
solidarisch zu zeigen.

AUF UNS KOMMT ES AN
Gute Argumente haben wir. Doch sie 
werden nicht reichen. Die Arbeitgeber 
setzen auf Konfrontation und wollen 
einen langfristigen Tarifvertrag ohne 
substanzielle Lohnerhöhungen diktie-
ren. Das werden wir nur durch massi-
ven Druck in den Betrieben und auf 
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Kein Tarifvertrag – keine Ruhe 
Beschäftigte aus Reha-, Assistenz- und 
Servicebetrieben wehren sich.     Seite 6

Foto-Demo in Berlin
Zur Gesundheitsministerkonferenz  
am 30. September in Berlin fordern  
Beschäftigte aus Krankenhäusern mit 
einer großen Fotodemonstration ver-
bindliche Vorgaben für genug Personal, 
eine bedarfsgerechte Finanzierung  
statt Pauschalen und Schluss mit  
Outsourcing. Die Altenpflege macht  
sich unter anderem für eine Solida- 
rische Pflegegarantie stark.  
£  gesundheit.verdi.de  

➔  4,8 Prozent, mindestens aber  
150 Euro monatlich mehr, bei  
einer Laufzeit von zwölf Monaten

➔ 	100 Euro monatlich mehr für 
Auszubildende, Praktikant*innen 
und Studierende

➔ 	Einbeziehung der dual Studieren-
den in den Tarifvertrag

	 Zudem erwartet ver.di:

➔ 	Einrichtung eines Verhand-
lungstisches für das Gesund-
heitswesen, insbesondere die 
Pflege, um den besonderen und 
spezifischen Bedingungen ge-
recht zu werden und um Restan-
ten (Pausen bei Wechselschicht 
und Zuschlag bei Samstagsarbeit) 
zu behandeln.

➔ 	Entlastung der Beschäftigten 
insbesondere durch zusätzliche 
freie Tage

➔ 	Arbeitszeitverkürzung in Ost-
deutschland um eine Stunde  
auf die im Westen geltende 
38,5/39-Stunden-Woche

➔ 	Verlängerung und Verbesserung 
der Regelungen zur Altersteilzeit

➔ 	Verlängerung der Übernahme- 
regelung und Übernahme der 
Fahrtkosten für Auszubildende

Ulla Hedemann ist Kinderkranken-
pflegerin am Berliner Uniklinikum 
Charité und Mitglied der ver.di-
Bundestarifkommission für den 
öffentlichen Dienst.
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»Ich freue mich, dass ein eigener Verhandlungstisch 
für das Gesundheitswesen eingerichtet wird. Denn 
Corona-Prämien sind zwar schön, letztlich braucht 
es aber eine dauerhafte Aufwertung der Pflege 
und aller weiterer Berufsgruppen, die unser Ge-
sundheitssystem am Laufen halten. Nur so wird es 
möglich sein, Menschen für diese Berufe zu ge-
winnen und für Entlastung zu sorgen. Jetzt haben 
wir die Chance dazu. Alle haben in der Pandemie 
gesehen, wie wichtig unsere Arbeit ist. Das wollen 
wir nutzen. Während der Forderungsdiskussion in 
den Betrieben haben viele gezeigt, dass sie bereit 
sind, sich zu engagieren. Jetzt kommt es darauf 
an, das in die Tat umzusetzen. Denn dass uns die 
Arbeitgeber nichts schenken, haben sie gleich klar-
gemacht. Alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
haben eine bessere Bezahlung verdient. Zusammen 
erreichen wir das.«

der Straße verhindern. Dabei kommt 
es auf jede und jeden an. Mit systema-
tischer Ansprache und Mobilisierung 
können wir viel bewegen.

PFLEGE GEHT VORAN
Eine besondere Rolle in diesem Tarif-
konflikt werden die Beschäftigten des 
Gesundheitswesens spielen, speziell in 
der Pflege. Für sie soll es einen eigenen 
Verhandlungstisch geben. Aber es geht 
nicht um Spaltung, sondern darum, 
gemeinsam stärker zu werden. Jetzt 
sind wir dran!                 Siehe Seite 3

£  t1p.de/gs-tarif-oed
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Gesundheitsminister*innen-KonferenzProtest zur

beklatscht – Gebraucht – 

aber bestimmt nicht weiter so!

am 30. September 2020 

U N S E R E  F O R D E R U N G E N

Streik!

http://t1p.de/dank-zurueck
http://www.drei.verdi.de
http://gesundheit.verdi.de
http://t1p.de/gs-tarif-oed
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Zu drei.73, Seite 3:  Labore: Personalabbau rächt sich 

Wir können den Bericht über hohen Arbeitsdruck in den Laboren nur bestä- 
tigen. In unserem Labor der Virologie der Uniklinik Freiburg fingen wir im 
Januar an, einen Test für den Nachweis von SARS-CoV-2 zu etablieren, ohne 
eine Vorstellung davon zu haben, was auf uns zukommen würde – doch es 
kam… . Schon Anfang März standen wir vor einer schwierigen Situation. Die 
Corona-Testanforderungen stiegen, hinzu kam die Einführung weiterer neuer 
Testsysteme. Es war einfach zu viel Arbeit für zu wenige Beschäftigte. Nur 
durch hohe Einsatzbereitschaft, Flexibilität, Zusammenhalt des Teams, Fach-
personal aus anderen Laboren und Aushilfen haben wir die erste Welle der 
Pandemie überstanden. Während dieser Zeit haben sich in der Virologie etwa 
1.000 Überstunden angesammelt. Urlaub zu nehmen, war nicht möglich.

Die Zeit der »ersten Welle« hat uns an unsere Grenzen gebracht. Wir 
wissen nicht, wie wir eine zweite Corona-Welle bewältigen werden. Deshalb 
ist dringend mehr Personal nötig. Doch einem Antrag auf eine entsprechende 
Stellenerhöhung hat der Klinikvorstand leider nur rudimentär stattgegeben.

                      Das Team der Virologie der Uniklinik Freiburg

£  t1p.de/zu-drei73-s3

Der Systemwechsel in der Pflegeversi-
cherung ist nötig, möglich und finanzier-
bar. Manche müssen über ihren Schatten 
springen. Aber letztlich profitieren alle 
davon. Denn jede und jeder kann einmal 
auf professionelle und menschliche 
Pflege angewiesen sein.

Unser Plan für gute Pflege liegt auf 
dem Tisch. Jetzt ist die Politik am Zug. 
Daran erinnern wir beim Treffen der 
Gesundheitsminister*innen am 30. Sep-
tember in Berlin. Am 20. November, dem 
Buß- und Bettag, der bei Einführung der 
Pflegeversicherung in allen Bundeslän-
dern außer Sachsen als Feiertag abge-
schafft wurde, werden Beschäftigte aus 
der Altenpflege wieder mit Aktionen auf 
ihre Anliegen aufmerksam machen. Weil 
ihnen die pflegebedürftigen Menschen 
am Herzen liegen. Und weil sie endlich 
gute Arbeitsbedingungen wollen und 
anständige Löhne – auch bei kommer-
ziellen Pflegekonzernen.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvor-
stand und leitet den Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.

£  gemeinsamesache.verdi.de
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In der Altenpflege besteht hoher Hand-
lungsdruck. Die Einrichtungen brauchen 
mehr Personal. Es muss flächendeckend 
gut entlohnt werden, abgesichert durch 
Tarifverträge. Die Arbeitsbedingungen 
müssen sich verbessern. Nur so kann  
der steigende Arbeitskräftebedarf ge-
deckt werden. All das kostet Geld, das 
im derzeitigen System vor allem von  
den pflegebedürftigen Menschen auf- 
gebracht werden muss. Schon jetzt 
bezahlen sie durchschnittlich 2.015 Euro 
im Monat für einen Platz im Pflegeheim. 
Angesichts einer Durchschnittsrente von 
954 Euro überfordert das viele und sie 
müssen Hilfe zur Pflege beantragen.

Als Sofortmaßnahme fordern wir 
deshalb die Deckelung der Eigenanteile 
für pflegebedingte Kosten. Doch pers-
pektivisch muss sich Grundsätzlicheres 
ändern. ver.di macht sich dafür stark, 
dass sich die Pflegeversicherung zu einer 
Solidarischen Pflegegarantie weiterent-
wickelt. Das bedeutet: Alle Leistungen 
für eine bedarfsgerechte Pflege werden 
garantiert von der Versicherung über-
nommen. Und: Alle zahlen entsprechend 
ihrer Einkünfte in dieselbe Versicherung 
ein, unabhängig von der Einkommensart.

Dafür macht ver.di mit vielen ande-
ren #GemeinsameSache. Mit Arbeit-
gebern, die mit uns für eine gute Pflege 
und auskömmliche Finanzierung eintre-
ten. Mit Politiker*innen, die das Gemein-
wohl im Sinn haben. Und natürlich mit 
Gewerkschafter*innen, die täglich für 
Solidarität und Gerechtigkeit streiten.

ZWISCHENRUF

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  gesundheit-soziales.verdi.de

INFOECKE  BETRIEBSRAT

Schutz belastet 
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Immer aktuell informiert. Mit  
dem Newsletter des ver.di-Fach- 
bereichs Gesundheit, Soziale Dienste, 
Wohlfahrt und Kirchen erhaltet ihr 
alle ein bis zwei Wochen die neu- 
esten Informationen, Analysen und 
Stellungnahmen.

        
Hier abonnieren: 

vod.verdi.de/newsletter_reg/30

   Gesundheit und Sozialesver.di-Newsletter

£

Systemwechsel nötig
von Sylvia Bühler
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Die einen fahren ein großes Buffet 
auf, die anderen wollen ihren Ge-
burtstag lieber gar nicht erwäh-
nen. Wir wollten wissen: Bringt 
ihr zu eurem Ehrentag etwas mit 
in den Betrieb? Geantwortet  
haben Kolleg*innen aus dem 
Asklepios Westklinikum Hamburg. 
NACHGEFRAGT: ENRICO WALLER

Ilona H.
Medizinische Fachangestellte

 

Herbert B. 
Fachkrankenpfleger in der Psychiatrie 
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UMFRAGE

»Für meine Kollegen bringe ich 
gerne türkische Spezialitäten 
mit, zum Beispiel Börek und 
Baklava. Ich finde es schön,  
die Freude meines Geburtstages 
mit meinem Team zu teilen.«

»An meinem Geburtstag wün-
sche ich mir immer frei und 
verbringe einen schönen Tag 
mit der Familie. Später bringe 
ich eine Kleinigkeit für die 
Kolleg*innen mit.«

»Zum Geburtstag habe ich dem 
Team ein komplettes Frühstück 
mitgebracht. Manchmal gibt’s 
aber auch ›nur‹ einen Kuchen.«

»Ich bringe an meinem Geburts-
tag nichts mit. Wir haben uns 
im Team darauf verständigt, 
diese Tradition zu beenden.«

Meike F.  
Verwaltungsangestellte

Bayram A. 
Pflegehelfer

»Du hast Geburtstag – bringst du etwas mit?«

Manchmal machen es sich die Direkto-
ren arg einfach. Sie weisen an, sich an 
die gesetzlichen Auflagen während der 
Corona-Zeit zu halten. Doch das Achten 
auf den Abstand, das Tragen der Mas-
ken und die fortwährende Händedesin-
fektion erschweren zusätzlich das Ar-
beiten. Die Interessenvertretung packt 
die drängende Entlastung an:

Sehr geehrte Damen und Herren, 

seit Anfang August 2020 greift die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregelung der 
Bundesregierung (t1p.de/cov2-ar). Wir 
wollen mit Ihnen die darin beschriebe-
nen Maßnahmen zeitnah umzusetzen:

Aktualisierung der allgemeinen 
Gefährdungsbeurteilungen (Punkt 3) 
und hier insbesondere die in Unter-
punkt 7 beschriebenen »Belastungen 
durch das Tragen von MNB oder Me-
dizinischen Gesichtsmasken unter 
klimatisch ungünstigen Raumbedin-
gungen«.

Festlegung der sich daraus erge-
benden notwendigen Schutzmaßnah-
men (Punkt 4). Hier wohl: »Änderung 
des Mobiliars oder seiner Anord-
nung«, »Nutzung weiterer für die 
Tätigkeit geeigneter Flächen und Räu-
me«, »Technische Abtrennungen«. 
Wahrscheinlich bleibt es unumgäng-
lich, zusätzliche Pausen beim Tragen 
der Mund-Nase-Bedeckung zu organi-
sieren (4.2.13).

Wir wollen mit Ihnen zusammen 
Nägel mit Köpfen machen. Wir laden 
Sie darum in unsere Sitzung am ….. 
ab ….. Uhr zum Tagesordnungspunkt 
»Maßnahmen gegen Überlastung« 
gemäß BetrVG § 29 Abs. 4 / LPVG nrw 
§ 30 Abs. 4 / MVG § 25 / MAVO § 16 
Abs. 6 bzw. 27 Abs. 1 hinzu.             	
			            -tob

 

PRO CONTRA

»Der von Mecklenburg-Vorpom-
mern in den Bundesrat einge-
brachte Antrag zur Abschaffung 
der Fallpauschalen (Diagnosis 
Related Groups, DRG) in den Kin-
der- und Geburtskliniken ist unein-
geschränkt zu begrüßen. Die 
Fehlanreize des DRG-Systems sind 
hier besonders offensichtlich. 
Doch sie wirken auch in allen 
anderen Bereichen. In der Pande-
mie hat sich das zum Beispiel 
darin ausgedrückt, dass die Kran-
kenhäuser nicht genügend Schutz-
material hatten – weil sich die 
Bevorratung im DRG-System nicht 
rechnet. Gleiches gilt für das Vor-
halten von Kapazitäten, die aktuell 
so dringend gebraucht werden. 

Der Vorstoß kann daher nur 
ein erster Schritt sein. Weil das 
DRG-System keine gute Versor-
gung sichert, wurden bereits die 
Pflegepersonalkosten aus den 
Fallpauschalen herausgelöst. Zu 
Recht hat es die Bundesregierung 
in der Pandemie mit Freihalte- 
pauschalen teilweise außer Kraft 
gesetzt. Das DRG-System ist ange-
bohrt. Es gehört ganz abgeschafft. 
Wir brauchen eine Krankenhaus-
versorgung, die sich nach dem 
Bedarf richtet und bei wirtschaftli-
cher Betriebsführung vollständig 
refinanziert wird. Dass das DRG-
System zunehmend in Frage  
gestellt wird, ist ein Erfolg der 
Proteste von Krankenhausbeschäf-
tigten und ihrer Gewerkschaft  
ver.di. Wir sind auf dem richtigen 
Weg. Weiter so!«

Grit Genster, Leiterin  
des Bereichs Gesundheitspolitik  

beim ver.di-Bundesvorstand

 
Kinderkliniken ohne DRG?
Debatte über das System der Fallpauschalen:
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»Kinder sind keine kleinen Erwach-
senen. Ihre Behandlung braucht 
mehr Zeit. Die meisten Kinder 
kommen wegen Notfällen in die 
Kliniken. Dort muss man auch auf 
schwerste Fälle vorbereitet sein 
und durchgehend qualifiziertes 
Personal und Material vorhalten. 
Das gilt auch für Geburts- und 
Neugeborenen-Stationen. Jeder 
Fall, jede Geburt ist anders. 

Die Fallpauschalen decken 
aber die Bandbreite der Fälle 
nicht ab. Die Krankenhäuser 
arbeiten deshalb in diesen Berei-
chen nicht kostendeckend. Die 
Folge ist, dass die Kliniken im 
ländlichen Raum die entsprechen-
den Stationen schließen und auch 
die großen Kliniken in den Städ-
ten unterfinanziert sind. Das geht 
auf Kosten der Patientinnen und 
Patienten und der Menschen, die 
in den Kliniken arbeiten.

Die Landesregierung in Meck-
lenburg-Vorpommern hat sich 
deshalb entschlossen, einen An-
trag in den Bundesrat einzubrin-
gen, in dem wir die Abschaffung 
der Fallpauschalen im Bereich der 
Kinder- und Jugendmedizin for-
dern. Es muss überall in Deutsch-
land, in den Städten und auch im 
ländlichen Raum, eine erstklassi-
ge medizinische Versorgung von 
Kindern und werdenden Müttern 
geben. Dazu brauchen wir ein 
besseres Versorgungs- und Finan-
zierungssystem für die Geburts- 
hilfe und für die Kinder- und  
Jugendmedizin!«

Manuela Schwesig, Ministerpräsidentin 
von Mecklenburg-Vorpommern und 

stellvertretende SPD-Vorsitzende
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Was bei den Tarifverhandlungen des öffentlichen Dienstes 
herauskommt, hängt maßgeblich vom Engagement der  
Beschäftigten ab. Dabei setzt ver.di auf neue Methoden. 
Systematische Ansprache und Beteiligung sollen viele akti-
vieren. Bei der Befragung zur Tarifforderung hat das schon 
gut funktioniert. So können wir etwas erreichen – für das 
Gesundheitswesen und alle anderen.

So wird es was!

Mit einer »Landkarte« stets im Blick, was noch zu tun ist

Systematische Ansprache
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Konkret vereinbaren, wer was macht

Verbindlich sein
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Als Dank für ihren Ein-
satz in der Corona- 
Pandemie pflanzte das 
rheinland-pfälzische 
Wissenschaftsministeri-
um den Beschäftigten 
der Mainzer Uniklinik 
einen Lavendelstrauch. 
Die Beschenkten brach-
ten ihn umgehend  
zurück. Statt Blumen 
fordern sie bessere  
Arbeitsbedingungen. 

£   t1p.de/ 
dank-zurueck

Betten- und Stationsschließungen machen Druck

Streikdynamik entfachen

Ich bin schon lange ver.di-Mitglied, aber bei einem Tref-
fen war ich nie. Dann erklärten mir zwei ver.di-Kollegen, 
worum es in der Tarifrunde geht und was ich als »Tarif-
botschafterin« tun kann. Wir werden immer zeitnah über 
den Stand der Tarifverhandlungen informiert, und diese 
Informationen geben wir dann ans Team weiter. Natür-
lich war es am Anfang komisch, die Kolleginnen und 
Kollegen offensiv anzusprechen. Aber die ersten positi-

ven Rückmeldungen haben mich motiviert weiterzuma-
chen. Inzwischen ist das quasi ein Selbstläufer. Zwei 
Leute sind im Zuge der Aktion bei ver.di eingetreten. 
Und auch die Streikbereitschaft ist erstaunlich hoch. 
Dabei sind die miesen Arbeitsbedingungen das entschei-
dende Thema. Wir brauchen endlich mehr Personal und 
eine bessere Bezahlung!                 
Heike Vater, Stroke Nurse am Mannheimer Uniklinikum

Die Befragung zur Tarifforderung ist bei uns super gelaufen. 
Innerhalb von zwei Wochen haben 250 Beschäftigte die 
Fragebögen ausgefüllt. Bei früheren Tarifrunden hatten wir 
bei Befragungen meist kaum mehr als 20 Rückläufer. Das ist 
jetzt ganz anders und das hat auch damit zu tun, wie wir 
die Leute ansprechen. Wichtig ist, Verbindlichkeit zu schaf-
fen. Am Ende haben wir immer konkret vereinbart, wann 
ich die Fragebögen wieder abhole und wer für was verant-
wortlich ist. So wollen wir auch die Streikvorbereitung an-
gehen. Denn das funktioniert super. Ich bin schon lange bei 
ver.di aktiv, aber so etwas habe ich noch nicht erlebt.
Silke Präfke, Krankenschwester und Personalrätin im Bundeswehr-

zentralkrankenhaus Koblenz

Die Befragung zur Tarifforderung war nicht nur wichtig, 
um herauszufinden, was die Kolleginnen und Kollegen 
wollen. Sie war auch schon der erste Schritt zur Vorbe-
reitung von Streiks. Denn jetzt wissen wir ziemlich ge-
nau, wer bereit ist, sich am Streik zu beteiligen. Bei de-
nen, die ich befragt habe, waren das neun von zehn. 
Darunter auch viele, die noch nicht bei ver.di Mitglied 
sind. Klar ist: Die Arbeitgeber müssen den Arbeitskampf 
wirtschaftlich spüren, sonst geben sie uns nichts. Das 
heißt, dass wir OP-Säle dicht machen, aber auch Betten 
und ganze Stationen schließen müssen. Dass das geht, 
haben wir schon 2017 beim Streik für Entlastung bewie-
sen. Damals haben erst einmal wenige Teams ihre Stati-
on komplett zum Streik gemeldet. Nach und nach haben 
sich immer mehr angeschlossen. Am Ende hätten wir 
600 Betten bestreiken können – mehr als jedes dritte. 
Der Arbeitgeber hat in dieser Situation schnell nachge-
geben. Eine solche Dynamik brauchen wir auch dieses 
Mal. Meine Erfahrung ist: Je näher der Arbeitskampf 
rückt, desto mehr machen mit.
Achim Craney, Fachkrankenpfleger für Anästhesie  

am Uniklinikum Augsburg

Bei der Befragung habe ich die Namen aller 65 Kolleginnen und Kollegen meines 
Teams auf einem großen Zettel notiert, inklusive der Servicekräfte und Physio
therapeut*innen. Dahinter habe ich farbige Punkte gemalt. Wer zur Tarifrunde 
befragt wurde, bekommt einen grünen Punkt. Wer bei der bundesweiten Foto-
Petition ein Bild hochgeladen hat, wird blau markiert. In kurzer Zeit habe ich 
gemeinsam mit zwei Kolleginnen mit insgesamt 55 Beschäftigten gesprochen – 
alle, die in dieser Zeit da waren. Hinter jedem einzelnen dieser Namen prangt ein 
roter Punkt: streikbereit! Viele haben sich als Tarifbotschafter*innen gemeldet – 
lila Punkt. Die ver.di-Mitglieder auf der Liste werden neongelb markiert. Im Zuge 
der Aktion sind es sieben mehr geworden. Diejenigen, die für eine Mitgliedschaft 
offen sind, leuchten orange. Auf diese Weise habe ich immer im Blick, wo wir 
stehen und wer noch angesprochen werden muss. Ich war selbst überrascht,  
wie gut diese systematische Ansprache funktioniert. Ich bin mir sicher: Wenn wir 
die Leute konsequent beteiligen, werden wir in der Tarifrunde einiges erreichen.
Dana Lützkendorf, Intensivpflegerin und Sprecherin der ver.di-Betriebsgruppe  

am Berliner Uniklinikum Charité
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Bedingungen für einen eigenen Verhandlungstisch
300 Teilnehmer*innen bei Digitaler Konferenz am 5.8. (erreicht: 830)

980 Tarifbotschafter*innen (erreicht: 1.593)

30.000 Gespräche (erreicht: 25.766)

277 %

163 %

86 %

100 %

100 %

100 %

Nur wenn sich die Betroffenen dafür engagieren, sollte es eigene Verhandlungen über zusätzliche Ver- 
besserungen für Gesundheitsbeschäftigte geben. Die gestellten Bedingungen dafür wurden weitgehend 
erfüllt, so dass der Verhandlungstisch nun eingerichtet wird. 

Kreative Aktion in Mainz

http://t1p.de/dank-zurueck
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gesundheit-soziales.verdi.de

ausbildung.verdi.de

drei: Ausbildung in Zeiten der Corona-
Pandemie – was ist anders?

Bernd Gräf: Plötzlich sitzt man nicht mehr 
mit den anderen Auszubildenen in der 
Klasse, sondern zu Hause, vielleicht vor 
dem Handy, und versucht, trotz schlechter 
Internetverbindung Arbeitsaufträge abzu-
arbeiten. Auszubildende haben Angst, auf 
Prüfungen nicht ausreichend vorbereitet 
zu sein. Lehrkräfte können nicht auf ge-
wohnte Standards zurückgreifen, viel 
mehr Arbeitsaufträge müssen kontrolliert, 
hunderte Fragemails beantwortet werden.

Auf was sollten Auszubildende jetzt  
besonders achten?
Sie haben ein Recht auf Ausbildung. Es ist 
wichtig, Rückmeldung zu den eigenen 
Leistungen zu erhalten. Da sollten sie 
unbedingt am Ball bleiben. Stimmen die 
technischen Voraussetzungen zum Beispiel 
für den Onlineunterricht nicht, sollten sie 
dies gleich zurückmelden. Falsche Scham 
gefährdet die Ausbildung. Der Arbeitgeber 
ist gefordert, die Lücken zu schließen. 

Wie kann man die Situation verbessern? 
Wichtig ist es, der Schulleitung und dem  
Arbeitgeber die Missstände aufzuzeigen. 

Bei uns werden dazu »Ausbildungsgefähr-
dungsanzeigen« geschrieben. Dann sind 
gleich die JAV und der Betriebsrat mit im 
Boot. Das löst nicht immer alle Probleme, 
beschleunigt aber die Abhilfe. Das gleiche 
gilt natürlich auch für Lehrkräfte. Auch sie 
werden oft mit den Problemen alleine 
gelassen. Unsere Forderung ist: Bei der 
Leistungsbewertung und bei Prüfungen 
muss die besondere Situation berücksich-
tigt werden.

Bernd Gräf
ist Betriebsrat und 

betreut gemeinsam 

mit der JAV die 

Ausbildungsakade-

mie der Uniklinik 
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Drei Fragen 
an Bernd Gräf

Recht auf Ausbildung
auch in der Pandemie

An meinem ersten Ausbildungstag wird mir eine lange Liste mit 
Büchern gegeben, die ich alle kaufen soll. Muss ich das?

Der Betrieb hat den Auszubildenden die Mittel zur Verfügung zu stellen,  
die für ihre Ausbildung und das Ablegen der staatlichen Prüfung erforder-
lich sind, wozu auch auch Fachbücher gehören können. So steht es im 
Berufsbildungsgesetz (BBiG), aber auch in den Ausbildungsgesetzen für 
Kranken- und Altenpfleger*innen, Hebammen und Operations-/Anästhesie-
Technische-Assistent*innen. Für betrieblich-schulische Auszubildende wie 
MTA oder Ergo- und Physiotherapeut*innen gilt das zwar nicht gesetzlich. 
Im Geltungsbereich der Tarifverträge des öffentlichen Dienstes besteht  
aber ein tariflicher Anspruch auf kostenfreie Ausbildungsmittel. 

»Zur Verfügung stellen« heißt dabei nicht zwingend übereignen. Es ge- 
nügt, die Bücher leihweise zu überlassen. Sie müssen aber in so ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stehen, dass jede und jeder Auszubildende 
über ein persönliches Arbeitsexemplar verfügt. In einigen Schulen ist  
es üblich, die genutzten Fachbücher den Auszubildenden zum Ende der  
Ausbildung zu einem ermäßigten Preis zum Kauf anzubieten. Eine Ab- 
nahmepflicht besteht dabei nicht. 

Werden Ausbildungsmittel vom Ausbildungsträger trotz Anmahnung  
nicht, nicht rechtzeitig oder nachweisbar nicht ausreichend zur Verfügung 
gestellt, können Auszubildende sich diese selbst anschaffen und die 
Erstattung der notwendigen Kosten vom Ausbildungsträger verlangen 
(BAG 16.12.1976, 3 AZR 556/75, EZB § 14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG, Rn. 1).  
Die Kosten für Ausbildungsmittel gehören zu den Kosten der Ausbildungs-
stätten, die gemäß § 17a Krankenhausfinanzierungsgesetz und § 27 Abs. 1 
Pflegeberufegesetz refinanziert werden.

Bücher und Co. – wer bezahlt?

Ich bekomme lediglich 500 Euro Ausbildungsvergütung pro Monat. Kann man da 
nichts machen?

Für Gewerkschaftsmitglieder ist die Sache klar: Wenn sie in einem tarifgebundenen Betrieb 
arbeiten oder im Ausbildungsvertrag Bezug auf einen Tarifvertrag genommen wird, gilt die-
ser unmittelbar. Für Auszubildende im Sozial- und Gesundheitswesen sind das in der Regel 
die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes (TVAöD oder TVA-L). Doch auch wenn kein Tarif-
vertrag direkt zur Anwendung kommt, muss die Ausbildungsvergütung »angemessen« sein. 
Und was angemessen ist, richtet sich nach den branchenüblichen Tarifverträgen. Die individuell 
vereinbarte Ausbildungsvergütung kann von diesen um bis zu 20 Prozent abweichen. Der 
Arbeitgeber muss also mindestens 80 Prozent bezahlen. Tut er das nicht, können Auszubil-
dende die volle tarifliche Vergütung geltend machen und gegebenenfalls einklagen (BAG, 
19.02.2008, 9 AZR 1091/06, BAG, 16.07.2013, 9 AZR 784/11, EZB § 17 Abs. 1 BBiG, Rn. 65 
u. 74).

Am besten ist es natürlich mit einem Tarifvertrag, den Auszubildende und Beschäftigte 
gemeinsam mit ver.di durchsetzen. Auch sonst macht es immer Sinn, sich in der Gewerk-
schaft zu organisieren. Denn als ver.di-Mitglied kann man sich vor Ort  
beraten lassen und bekommt falls nötig Rechtsschutz.

Arbeitgeber

JAV/Betriebsrat/Personalrat/MAV

Geltendmachung meiner für die Ausbildung verauslagten Kosten

rosa.durchsetzerin@klassenkampf.de

Sehr geehrte Damen und Herren,

gemäß [§ 14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG, § 15 Abs 1 Nr. 2 AltPflG, § 13 Abs. 1 Nr. 2 HebG, § 32 Abs. 1 Nr. 4 HebRefG, 

§ 10 Abs. 1 Nr. 2. KrPflG, § 18 Abs. 1 Nr. 4 PflBG]* sind Sie als Ausbildungsträger verpflichtet, mir alle Aus-

bildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die für meine Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung 

erforderlich sind. Sie haben mich am xx.xx.xxxx aufgefordert, für meine Ausbildung notwendige Fachbücher 

anzuschaffen. Diese führe ich im Folgenden mit den dafür gezahlten Beträgen auf:

•	 Pflege heute (80 €)
•	 Biologie, Anatomie, Physiologie (120 €)

•	 Richtig kommunizieren (25 €).

Die verauslagten Kosten für diese, für meine Ausbildung bei Ihnen notwendigen Fachbücher bitte ich bis zum 

xx.xx.xxxx auf folgendes Konto zu überweisen: xxxxxx

Sollte ich bis zu dieser Frist den Gesamtbetrag in Höhe von 225 € nicht erhalten haben, behalte ich mir vor, 

meine Forderungen auf dem Rechtsweg durchzusetzen.

Mit freundlichen Grüßen

Rosa Durchsetzerin

Die Corona-Pandemie hat auch in der Ausbildung  
vieles durcheinander gebracht. Doch auch in dieser 
Situation haben Auszubildende Rechte. Wer sie in  
Anspruch nehmen will, muss sie kennen. Wir geben 
Hinweise und Anregungen, wie du einforderst, was  
dir zusteht.
                          VON DIANA SGOLIK UND GERD DIELMANN

Unser gutes Recht

Ausbildung und Arbeit  

in Zeiten der Pandemie – 

Fragen und Antworten:   

t1p.de/faq-covid19
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* nicht zutreffende Gesetze streichen

Zu wenig Kohle – was tun?

 mitgliedwerden.verdi.de
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Beim Besuch im Fitnesscenter habe ich mir den Knöchel gebrochen. Nun bin ich mehrere Wochen arbeitsunfähig. Was bedeutet das für meine Ausbildung?

Im Unterschied zu den meisten Ausbildungsordnungen nach Berufsbildungs-gesetz (BBiG) enthalten die Berufsgesetze für die Gesundheitsfachberufe sogenannte Fehlzeitenregelungen. Damit ist gemeint, dass für die Zulassung zur staatlichen Abschlussprüfung eine regelmäßige Teilnahme an der Ausbil-dung vorgeschrieben ist. Als regelmäßig gilt, wenn bestimmte anrechenbare Fehlzeiten nicht überschritten werden.

Nach den Krankenpflege-, Pflegeberufe- und Notfallsanitätergesetzen dür-fen nicht mehr als jeweils zehn Prozent des theoretischen Unterrichts und der praktischen Ausbildung wegen Krankheit oder anderen, von den Auszu-bildenden nicht zu vertretenden Gründen versäumt werden. Nach der Aus-bildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe müssen für die ab dem 1. Januar 2020 neu begonnenen Ausbildungen jeweils 75 Prozent der Ausbildungszeit in jedem der vorgeschriebenen Pflichteinsätze absolviert werden. Die anderen Berufszulassungsgesetze sehen eine anrechenbare Fehlzeit von zwölf Wochen während der gesamten Ausbildung vor. Bei Schwangerschaft ist eine Fehlzeit bis zu 14 Wochen zulässig. Nicht ange-rechnet auf die Fehltage werden Erholungs- und Bildungsurlaub, Ferien sowie Freistellungen für Aktivitäten in einer betrieblichen Interessenvertre-tung. Sie werden ausbildungsrechtlich behandelt wie Teilnahme an der  Ausbildung.

Von unserer Schule bekommen wir den Erholungsurlaub in 	die Ferien-
zeiten geplant. Ich würde aber gerne außerhalb der Saison eine  
günstigere Reise buchen. Was kann ich tun?

Auszubildende im Gesundheitswesen ärgern sich oft über die Verplanung 
ihres Urlaubs durch die Schule oder den Ausbildungsträger. Dabei haben sie 
häufig keinen Einfluss auf die Lage und die Dauer der einzelnen Urlaubsab-
schnitte. Die Verplanung des Urlaubs erleichtert dem Träger der Ausbildung 
die Unterrichtsorganisation und die Planung der Praxiseinsätze.

Dieses Verfahren widerspricht jedoch den Vorgaben des Bundesurlaubsgeset-
zes, wonach »bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs die Urlaubswünsche 
des Arbeitnehmers zu berücksichtigen (sind), es sei denn, dass ihrer Berück-
sichtigung dringende betriebliche Belange oder Urlaubswünsche anderer 
Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen, 
entgegenstehen« (§ 7 Abs. 1 BUrlG). Das Bundesurlaubsgesetz gilt auch für 
Auszubildende (§ 2 BUrlG).

Auch stehen die Ausbildungsgesetze einer freien Urlaubswahl in der Regel 
nicht entgegen. In der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung 
gibt es eine Einschränkung, dass der Urlaub in der unterrichtsfreien Zeit ge-
währt werden soll (§ 1 Abs. 4 Satz 2 PflAPrV). Eine ähnliche Formulierung 
findet sich auch in den Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes (§ 9 TVAöD BT 
Pflege und § 9 TVAöD BT BBiG). Diese Regelungen sind allerdings nicht zwin-
gend und begründen auch keine Verplanung des Urlaubsanspruches durch 
den Ausbildungsträger. Zumindest während der praktischen Einsätze steht es 
auch diesen Auszubildenden daher frei, die Lage ihres Urlaubs frei zu bestim-
men. Im Übrigen wird Urlaub auf die Ausbildung angerechnet und gilt nicht 
als Fehlzeit.

Urlaub nur in den Ferien?
Häufig tut man sich schwer damit, 
seine Rechte allein gegen Arbeitge-
ber zu vertreten. Tauscht euch doch 
gemeinsam in eurem Ausbildungs-
gang darüber aus, ob es nicht noch 
mehr gibt, die ihren Urlaub frei 
planen wollen, und stellt euren 
Urlaubsantrag alle gemeinsam. 
Außerdem macht es Sinn, sich  
Unterstützung von ver.di, eurer JAV 
und eurer betrieblichen Interessen-
vertretung zu holen.

Wie es geht, haben die Pflege- 
azubis an der Uniklinik Düsseldorf 
vor einigen Jahren gezeigt. Da die 
Geschäftsleitung die freie Urlaubs-
wahl verweigerte, machten sie mit 
Protestaktionen und gemeinsam  
mit dem Personalrat Druck.  
Mit Erfolg: Jetzt  
können die  
Auszubildenden  
ihren Urlaub  
so beantragen,  
wie sie es wollen.

Freie Urlaubswahl
gemeinsam durchsetzen

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr

ATA, OTA, Alten und Krankenpflege, 

Hebammen, Notfallsanitäter*innen  

und Erzieher*innen (PiA)

1.140,69 € 1.202,07 € 1.303,38 € –

MTA, Physio- und Ergotherapeut*innen,  

Diätassistent*innen, Orthoptist*innen, 

Logopäd*innen

1.015,24 € 1.075,30 € 1.172,03 € –

Auszubildende nach dem  

Berufsbildungsgesetz (BBiG)
1.018,26 € 1.068,20 € 1.114,02 € 1.177,59 €

Mindestausbildungsvergütung  

gemäß BBiG

515,00 € 608,00 € 695,00 € 721,00 €

Angehende Pflegekräfte, ATA, OTA, Hebammen, Notfallsanitäter*innen und Erzieher*innen (PiA) im Tarifbereich des öffent-

lichen Diensts sind damit hinter Zimmerleuten die am zweitbesten vergütete Gruppe von Auszubildenden in Deutschland.

Ausbildungsvergütungen gemäß TVAöD zum 1. Januar 2020

Fehlzeiten 
           – Abschluss gefährdet?

 mitgliedwerden.verdi.de t1p.de/endlich-urlaub
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http://t1p.de/endlich-urlaub
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Mini-Lösung bei Corona-Prämie
Berlin/Magdeburg I Nach langem hin 
und her bekommen nun auch Kranken-
hausbeschäftigte eine Corona-Prämie. 
Allerdings sollen nur bis zu 100.000 der 
insgesamt 440.000 Pflegekräfte davon 
profitieren und andere Berufsgruppen 
leer ausgehen. Sylvia Bühler vom ver.di- 
Bundesvorstand kritisierte das von 
Krankenhausgesellschaft und Kranken-
kassen vorgelegte Konzept als »Mini-
mallösung«. Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn (CDU) müsse dafür sorgen, 
»dass nicht nur der Einsatz aller Pflege-
kräfte, sondern auch anderer Beschäf-
tigter in den Krankenhäusern honoriert 
wird«. Im Klinikum Magdeburg erhalten 
hingegen alle nicht-ärztlichen Beschäf-
tigten einen Bonus – per Tarifvertrag. 
Noch wichtiger: Die Einkommen steigen 
bis 2022 um über zehn Prozent.    
£   t1p.de/covid19-miniloesung                        

Mindestlohn erstritten
Berlin I Mit Hilfe von ver.di und DGB 
hat eine Beschäftigte in der sogenann-
ten 24-Stunden-Pflege am 17. August 
vor dem Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg über 30.000 Euro Nach-
zahlung des gesetzlichen Mindestlohns 
erstritten. Die Bulgarin lebte im Haus-
halt einer Seniorin und sollte dort rund 
um die Uhr zur Verfügung stehen, 
wurde laut Arbeitsvertrag aber nur für 
30 Stunden pro Woche bezahlt. »Das 
Modell der sogenannten 24-Stunden-
Pflege basiert auf systematischem 
Gesetzesbruch – das ist schon lange 
bekannt und nun auch gerichtlich 
bestätigt«, kommentierte ver.di-Bun-
desvorstandsmitglied Sylvia Bühler das 
Urteil, das allerdings zur Revision zu- 
gelassen ist. »Pflegebedürftige und ihre 
Familien brauchen Alternativen zu 
dieser illegalen Praxis. Die ambulanten 
Pflege- und Betreuungsangebote  
müssen massiv ausgebaut werden.«
£   t1p.de/mindestlohn-b

Härtere Gangart
Seesen I Nach zahlreichen Streiks und 
Aktionen haben die Beschäftigten der 
Schildautalkliniken im niedersächsi-
schen Seesen im Tarifkonflikt mit dem 
Asklepios-Konzern eine härtere Gang-
art angekündigt. Der nächste Streik ab 
dem 5. Oktober soll in der geplanten 
Patientenversorgung zu erheblichen 
Ausfällen und Verzögerungen führen. 
Es werde frühzeitig mitgeteilt, welche 
Bereiche sich wie stark am Streik be-
teiligen, erläuterte ver.di-Sekretär 
Patrick von Brandt. »Die Geschäftsfüh-
rung steht in der Pflicht, die Belegung 
an die angekündigten Streiks anzu-
passen. Ansonsten provoziert sie eine 
Gefährdung von Patienten und eine 
Überlastung des Personals.«
£   t1p.de/seesen-asklepios

AKTIV

»Wir sind ganz neue Wege gegan-
gen«, sagt die Physiotherapeutin 
Michaela Schirmer über die Tarifaus-
einandersetzung an der Fachklinik 
Waldeck. Jahrelang wurden die Be-
schäftigten der zur Alpenland-Grup-
pe gehörenden Reha-Klinik in der 
Nähe von Rostock mit Niedriglöhnen 
abgespeist. So lag das Einstiegsge-
halt einer examinierten Pflegekraft  
in Vollzeit bei nur 2.050 Euro – fast 
800 Euro weniger als im Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD). 
»Dass ich mit Anfang 30 noch auf  
die Unterstützung meiner Eltern 
angewiesen war, weil ich mir die 

MELDUNGEN

Reparatur meines Autos nicht leisten 
konnte, hat mich beschämt und 
aufgeregt«, blickt die heute 35-Jäh-
rige zurück. Sie trat in die Gewerk-
schaft ein und ließ sich in die Tarif-
kommission wählen. 

Neue Methoden
Diese beschloss, den Tarifkonflikt mit 
Hilfe eines neuen »Organizing«-
Ansatzes aus den USA zu führen. 
»Wir mussten vor allem lernen, dass 
es nicht ver.di für uns macht, son-
dern dass wir selbst für den Erfolg 
zuständig sind«, berichtet Schirmer. 
Die Aktiven übten, wie sie ihre Kolle-

ginnen und Kollegen ansprechen und 
zum Mitmachen bewegen können. 
Das mit großem Erfolg: Inzwischen 
sind fast 200 der 311 Beschäftigten 
bei ver.di organisiert. Mit einer Unter-
schriftenaktion und zwei Foto-Petitio-
nen dokumentierten bis zu 256 
Kolleg*innen ihre Unterstützung für 
die ver.di-Forderungen. »Damit zeigen 
die Beschäftigten zum einen Stärke 
gegenüber dem Arbeitgeber, zum 
anderen stärken solche Aktionen auch 
das Zusammengehörigkeitsgefühl in 
der Belegschaft«, erläutert der ver.di- 
Sekretär Johannes Brückner. Das hat 
gewirkt. Ein im Juli erzielter Tarifab-

Gut organisiert und erfolgreich

Beschäftigte des Frankfurter Assistenzbetriebs CeBeeF streiten für gute Bedingungen.

Als der insolvente »Club Behinderter und 
ihrer Freunde (CeBeeF)« in Frankfurt am 
Main vergangenes Jahr vom Berliner 
»Pflegewerk« übernommen wurde, 
waren viele Beschäftigte voller Hoff-
nung. Die Manager aus der Hauptstadt 

versprachen viel – unter anderem, 
den seit 2012 geltenden Tarifvertrag 
zu respektieren. Wenige Monate 
später wollen sie davon nichts mehr 
wissen. Die von ver.di bereits im 
Januar übermittelte Aufforderung zu 

Tarifverhandlungen lehnen sie rund-
weg ab. Deshalb gehen die Beschäftig-
ten – die in getrennten Tochtergesell-
schaften in der Persönlichen Assistenz, 
der Schulassistenz und der Verwaltung 
arbeiten – jetzt auf die Straße.

»Wir haben den Tarifvertrag vor 
acht Jahren erkämpft, und wir las- 
sen ihn uns nicht mehr nehmen«, er- 
klärt die Betriebsratsvorsitzende des  
»CeBeeF – Inklusion und Schule«, Sand-
ra Auth. Zwar gelten die Tarifbedingun-
gen für sie und die meisten ihrer insge-
samt gut 500 Kolleg*innen durch eine 
Bezugnahme im Arbeitsvertrag weiter. 
Doch neue Beschäftigte sollen nur noch 
zu schlechteren Konditionen eingestellt 

Kein Tarifvertrag – keine Ruhe
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»An der Diakoniestation Burgdorf hatten wir bereits 2018 eine Vereinbarung 
erreicht, die die schrittweise Angleichung der Gehälter an den Tarifvertrag  
der Diakonie Niedersachsen vorsah. Vorher lagen wir 15 bis 20 Prozent unter 
diesem Niveau. Doch die Pflegekassen verweigerten die Refinanzierung. Des- 
halb haben wir, die Beschäftigten, uns eingeschaltet und öffentlich Druck ge-
macht – mit einer Foto-Aktion und einer Kundgebung vor der örtlichen AOK-
Zentrale. Das hat gewirkt. Jetzt gilt die Tarifangleichung nicht ab September 
2021, wie zunächst vereinbart, sondern schon ab Juli dieses Jahres. Je nach 
Beruf und Erfahrungsstufe gibt es im Vergleich zu 2016 jährlich 5.400 bis 
12.500 Euro mehr. Das Engagement hat sich ausgezahlt.« £  t1p.de/tarif-pflege 
Christa Baden arbeitet im Bereich Hauswirtschaft und Betreuung der Diakoniestation 

Burgdorf. Sie ist Mitglied der ver.di-Tarifkommission.

UNSERE AKTIONIM BILD

werden. »Das lehnen wir ab, für diesel-
be Arbeit müssen dieselben, tariflich 
abgesicherten Bedingungen gelten«, 
betont Auth. Der Betriebsrat hat Neu-
einstellungen in der Schulassistenz 
deshalb konsequent widersprochen. 
Doch das Unternehmen umgeht den 
Einspruch der Interessenvertretung, 
indem es immer mehr Aufträge an 
seine tarif- und betriebsratslose Tochter 
»Teamwerk GmbH« überträgt. Empö-
rend ist dieses Vorgehen auch deshalb, 
weil die Tariflöhne voll refinanziert 
werden. »Es stellt sich die Frage, war-
um das Unternehmen auf Teufel komm 
raus die Löhne drücken will, wenn sie 
von der Stadt Frankfurt doch bezahlt 
werden«, kritisiert Auth. 

Die Tarifflucht sei indes nicht das 
einzige gebrochen Versprechen. »Das 
Arbeitsklima hat sich massiv ver-
schlechtert, alles wird auf Effizienz 

schluss beschert den Beschäftigten 
eine steuerfreie Corona-Prämie von 
1.000 Euro sowie dauerhaft zwischen 
100 und 300 Euro mehr im Monat. 
Dadurch werden die Entgelte von 
etwa 69 auf zwischen 80 und 85 
Prozent des TVöD-Niveaus angeho-
ben. Die elf Auszubildenden kommen 
auf gut 92 Prozent des Flächentarifs. 
Dabei soll es nicht bleiben. Der Ar-
beitgeber hat sich dazu verpflichtet, 
im Januar über die vollständige Über-
nahme des TVöD zu verhandeln. 
Hintergrund ist, dass sich die Refinan-
zierung von Reha-Einrichtungen 
durch eine Gesetzesänderung im 
kommenden Jahr verbessern soll. 

Über jeden Schritt beraten
»Insgesamt ist das ein super Ergeb-
nis«, meint Schirmer. Sie und alle 
anderen zwölf Tarifkommissionsmit-
glieder haben die Verhandlungen 
mit geführt und gemeinsam mit den 
Vertrauensleuten über jeden Schritt 
beraten. Ihre Schlussfolgerung aus 
den Erfahrungen der vergangenen 
Wochen: »Wenn wir in Tarifverhand-
lungen etwas erreichen wollen, 
brauchen wir einen hohen Organisa-
tionsgrad und Durchsetzungskraft.« 
Das gelte auch für die im nächsten 
Jahr anstehenden Verhandlungen 
über eine Angleichung an den TVöD, 
die sicher nicht einfach würden. »Die 
Stärke dafür zu entwickeln, bedeutet 
harte Arbeit – die geht auch nach 
diesem Tarifabschluss weiter.«
        		  DANIEL BEHRUZI

£    t1p.de/reha-tarif

über die Runden zu kommen«, kritisier-
te der Koch Sven Hanke, der auch in 
der ver.di-Tarifkommission aktiv ist. 
Gleiches gelte für die Kolleg*innen in 
Wäscherei, Café, Kantine, SB-Shop und 
auf der Privatstation. Die mit den Forde-
rungen konfrontierte PZN-Geschäftsfüh-
rung äußerte Verständnis für die Anlie-
gen der Servicekräfte. »Die Streikenden 
haben viel Anerkennung für ihre Ar-
beitsleistung in Form von Worten erhal-
ten, aber keine festen Zusagen«, bilan-
zierte ver.di-Sekretärin Monika Neuner. 
Bis sich das ändert, wollen sie weiter 
Druck machen.                        

getrimmt«, berichtet die Förderschul-
pädagogin. So würden Beschäftigte 
unter Druck gesetzt, ihre vertragliche 
Arbeitszeit abzusenken, wenn das 
Auftragsvolumen zu gering ist. Gera-
de in einem Bereich, in dem es auf 
Menschlichkeit und Fürsorge ankom-
me, seien solche Praktiken nicht 
tolerabel.

Mitte August machten Beschäf-
tigte ihrem Unmut mit einer Kund- 
gebung vor der Frankfurter CeBeeF-
Zentrale Luft. »Das war der Auftakt. 
Es wird erst wieder Ruhe einkehren, 
wenn das Unternehmen ernsthafte 
Tarifverhandlungen mit ver.di auf-
nimmt«, betont Auth. »Wir brauchen 
in der Schulassistenz und der Betreu-
ung behinderter Menschen endlich 
verlässliche und gute Arbeitsbedin-
gungen. Bis wir das erreicht haben, 
lassen wir nicht locker.«            -dab

Beschäftigte der Fachklinik Waldeck freuen sich über ihren Tariferfolg.

Demonstration von CeBeeF-Beschäftigten am 13. August in Frankfurt am Main

ver.di-Aktive der Reha-Fachklinik Waldeck setzen mit neuem »Organizing«-Ansatz einen Tarifvertrag durch.
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Servicebeschäftigte protestieren. 
Erstmals seit ihrer Ausgründung aus 
dem Psychiatrischen Zentrum Nordba-
den (PZN) in Wiesloch vor 14 Jahren 
haben knapp 50 Servicebeschäftigte am  
22. Juli an einem Warnstreik teilgenom-
men. Sie wollen endlich wieder nach 
dem Tarifvertrag der Länder (TV-L) be-
zahlt werden, aktuell liegen die Mo-
natslöhne durchschnittlich 350 bis 400 
Euro darunter. »Es kann nicht sein, dass 
Küchenbeschäftigte, die indirekt für das 
Land Baden-Württemberg tätig sind, 
bei dieser harten Arbeit in Vollzeit noch 
einen Zweitjob machen müssen, um 
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http://t1p.de/covid19-miniloesung
http://t1p.de/mindestlohn-b
http://t1p.de/seesen-asklepios
http://t1p.de/tarif-pflege
http://t1p.de/reha-tarif
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Hinter dem Parkplatz eines Supermarkts mitten 
in Neukölln hockt Shao-Xi Lu in einem Gemein-
schaftsgarten auf einer Holzbank und zeigt auf 
die Baustelle nebenan: Wo ein orangefarbener 
Bagger in die Erde gräbt, entsteht das Stadteil-
gesundheitszentrum des Berliner Gesundheits-
kollektivs, kurz GeKo. »Manchmal kann ich es 
selbst kaum glauben«, sagt die Physiotherapeu-
tin. Zwei Schmetterlinge flattern in der Mittags-
hitze um die Hochbeete herum, lautes Dröhnen, 
Brummen und Hämmern erfüllt die Luft auf dem 
Gelände der ehemaligen Kindl-Brauerei. Jahre-
lang diskutierte das Kollektiv, wie eine gute 
Gesundheitsversorgung für alle aussehen muss. 
Dabei sei ihnen schnell klar geworden, dass die 
sozialen Verhältnisse eine große Rolle spielen, 
sagt Ärztin Johanna Henatsch. Wie arbeiten die 
Menschen? Wie wohnen sie? Erleben sie Diskri-
minierung, Rassismus, Einsamkeit? »Viele Proble-
me kann ich als Ärztin alleine nicht lösen«, sagt 
die 39-Jährige. 

»So etwas muss man zusammen machen«
Deshalb sind die Aktivist*innen des Gesund-
heitskollektivs überzeugt: »So etwas muss man 
zusammen machen«, so Shao-Xi Lu. Die 
37-Jährige hebt ein kleines Modell des Zent-
rums aus Pappe hoch: Auf zwei Etagen gibt es 
Räume für Allgemein- und Kinderärzt*innen, 
aber auch für Rechtsberatung, Sozialarbeit, 
Psychotherapie und ein Gemeinschaftscafé. 

Beispiel: Eine Frau kommt wegen Schlafstö-
rungen in die Sprechstunde. Die Ärztin kann 
Tabletten verschreiben, doch im Gespräch wird 

klar: Die Patientin plagen Sorgen, dass sie aus 
ihrer Wohnung raus muss, weil die Miete steigt. 
Im Gesundheitszentrum könnte sie direkt ein 
paar Türen weiter bei der Rechtsberatung an-
klopfen. »Vielleicht stellt sich auch heraus, dass 
überall im Stadtteil die Mieten steigen«, sagt 
Johanna Henatsch. »Die schönste Vorstellung 
wäre, dass alle zusammen auf die Straße ge-
hen.« Ob es um die Frau geht, die ihren Job 
verliert, weil sie Kopftuch trägt, oder um den 
alten Mann, der aus Einsamkeit trinkt – für die 
Ärztin steht fest: »Ich wäre gerne Teil eines 
Teams, mit dem ich so etwas gemeinsam be-
sprechen kann.«

Armut, Diskriminierung, Einsamkeit: Die sozialen Verhältnisse können krank  
machen. Deshalb baut das Berliner Gesundheitskollektiv in Neukölln ein alter- 
natives Zentrum auf. Tür an Tür soll ein multiprofessionelles Team lebensnahe 
Hilfe bieten – und Barrieren abbauen | KATHRIN HEDTKE

Jahrelang hat das Kollektiv darüber diskutiert, wie das neue Gesundheitszentrum aussehen soll. Shao-Xi Lu zeigt ein kleines 
Modell, in echt erstrecken sich die beiden Etagen über 400 Quadratmeter.

»Viele Probleme kann ich als Ärztin alleine nicht lösen.« Lieber 
möchte Johanna Henatsch im Team gemeinsam überlegen, wie 
den Menschen am besten geholfen werden kann.

Bis das Zentrum im kommenden Frühjahr fertig 
ist, bietet das Kollektiv kostenlose Gesundheits-
beratung im Stadtteil an. Shao-Xi Lu klemmt sich 
zwei riesige Jutebeutel über die Schulter, darin 
ein Infostand aus Karton zum Zusammenste-
cken. Schnurstracks marschiert die junge Frau 
zum Rathausplatz in Neukölln, einmal quer 
durch den Rollbergkiez, vorbei an tristen Wohn-
blocks mit Sozialwohnungen, Billigläden mit 
Blusen für einen Euro, Dönerbuden und Sonnen-
studios. Das Gesundheitskollektiv hat sich be-
wusst für diesen Stadtteil entschieden. Mehr  
als die Hälfte der Bevölkerung lebt von Hartz IV, 
die Armut ist groß. Im Kiez mangele es an 
Ärzt*innen, berichtet Shao-Xi Lu. Wer Geld mit 
Privatpatient*innen verdienen wolle, eröffne 
seine Praxis lieber in Zehlendorf. 

In ärmeren Stadtteilen, fügt Johanna 
Henatsch hinzu, sei die Kindersterblichkeit höher, 
die Lebenserwartung geringer: Daten des Robert-
Koch-Instituts zufolge sterben Männer mit niedri-
gem Einkommen in Schnitt fast elf Jahre früher. 
Shao-Xi Lu berichtet, dass viele Menschen in 
Neukölln davor zurückschreckten, zum Arzt zu 
gehen. Sie hätten Sprachprobleme, fühlten sich 
nicht ernst genommen oder von oben herab 
behandelt. Ziel ist deshalb, Barrieren abzubauen. 

Dahin gehen, wo die Menschen sind
Normalerweise sind die Fachkräfte in Eltern- 
cafés in der Grundschule oder im Kieztreff unter-
wegs. Doch wegen der Corona-Pandemie geht 
das derzeit nicht. Zunächst probierte das Team 
es mit Onlineangeboten. »Aber da hat sich ge-
zeigt, wie sehr die Welten auseinanderklaffen.« 
Viele hätten keinen Computer oder zu Hause 
herrsche viel zu viel Trubel. Deshalb steuern die 
Aktiven des Gesundheitskollektivs jetzt öffent- 
liche Plätze im Kiez an. »Das Wichtigste ist, dass 
wir da hingehen, wo die Menschen sind.«

Die Themen sollen sich am Bedarf orientieren. 
Bei einer Stadtteilbefragung gaben 34 Prozent 
an, sich in den letzten 14 Tagen unwohl gefühlt 
zu haben. »Das könnte auf Depression oder Burn-
out hindeuten«, sagt Psychotherapeutin Lisa Kloft 
vom GeKo. Direkt neben dem Brunnen vor dem 
Rathaus rollt sie gemeinsam mit ihren Mistreite-
rinnen ein Plakat aus: »Wie zeigt sich eine De-
pression?«, steht darauf, daneben ein Strich-
männchen mit Regenwolke über dem Kopf. Ein 
paar Schritte weiter erneuern Bauarbeiter mit viel 
Getöse die Karl-Marx-Straße, ein gelber Linienbus 
poltert vorbei, aus einem Auto tönt arabische 
Popmusik, vom Grill an der Ecke weht der Geruch 
von Brathähnchen herüber. Lisa Kloft, 37, steht 
mit Shorts in der Knallsonne und lächelt übers 
ganze Gesicht. »Im Gespräch versuche ich, nied-
rigschwellig eine erste Einschätzung abzugeben«, 
sagt die Therapeutin. Depressionen entstünden 
häufig aus einem Gefühl der Hilfslosigkeit heraus, 
etwa bei dauerhaftem Arbeitsstress oder länger 
anhaltenden finanziellen Problemen. 

Eine Frau bleibt stehen, sie sieht blass und 
müde aus, erzählt in gebrochenem Deutsch von 

Gesundheit für alle
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ihren Erfahrungen mit Behörden, von Mobbing 
und Rassismus. Ein alter Herr mit Krückstock 
klagt, dass er seine Medikamente selber zahlen 
muss. Ein Mann mit Vollbart und Tattoos be-
richtet, dass er vor Jahren an Depressionen 
erkrankte. Seine Frau habe ihn rausgeworfen, 
seither lebt er auf der Straße. Wegen Suizidge-
danken war er schon in einer Klinik. »Wie geht 
es dir jetzt?«, fragt Lisa Kloft. Hm, der Mann 
malt mit der Hand eine Schlangenlinie in die 
Luft, Höhen und Tiefen. Die Therapeutin gibt 
ihm einen Tipp, wo er schlafen kann. Und 
schreibt die Adresse vom Medibüro auf, dort 
werden Menschen auch ohne Krankenversiche-
rung behandelt. Der Mann lächelt: »Danke.«

»Auch bundesweit tut sich eine Menge«
Später wertet das Kollektiv aus, wie der Info-
stand gelaufen ist. Rund 15 Aktive treffen sich 
jeden Mittwoch zum Plenum, zum Verein  
gehören etwa doppelt so viele Mitglieder. In-
zwischen finanziert der Berliner Senat fünf 
Teilzeitstellen, doch viel Arbeit geht auf ehren-
amtliches Engagement zurück. Im Zentrum  
soll sich der medizinische Bereich selber tragen, 
die sozialen Angebote sind auf Spenden und 
Drittmittel angewiesen. 

»Auch bundesweit tut sich gerade eine 
Menge«, sagt Johanna Henatsch. So eröffnete 
in Hamburg-Vettel mit der Poliklinik vor drei 
Jahren ebenfalls ein alternatives Gesund-
heitszentrum. In Leipzig, Dresden, Halle und 
Köln sind ähnliche Projekte im Aufbau. Der 
Unterschied: Anderswo fange man klein an, 
erst mal eine Hausarztpraxis, danach eine/n 
Psychologe*in dazu, später die Rechtsberatung. 
»Wir in Berlin sind größenwahnsinnig«, sagt 
die 39-Jährige und blickt auf die Baustelle, 
»und wollen alles auf einmal.«

Viele Menschen schrecken vorm Arztbesuch zurück, sie fühlen 
sich nicht richtig verstanden oder von oben herab behandelt. 
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Polikliniken statt Profitinteressen
Weitere Informationen über alternative Stadt- 
teilgesundheitszentren und die Geschichte der 
Polikliniken: £ t1p.de/polikliniken-statt-profit

http://t1p.de/poliklinken-statt-profit
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8 AUSBLICK

Die drei liegt immer irgendwo im 
Personalratsbüro des Dresdner Uni- 
klinikums. Die Sekretärin Stefanie B. 
und ihre Kolleg*innen haben auch 
schon öfter das Rätsel gelöst und die 
zehn Fehler eingeschickt. »Bei ein, 
zwei Fehlern dauert es oft etwas 
länger, aber meistens klappt es«, 
berichtet B.. Dafür gab es mal eine 
Pausentasse. Und jetzt den Teampreis 
von 200 Euro. »Ich könnte mir vor-
stellen, dass wir das Geld für unsere 
Weihnachtsfeier nutzen«, sagt B.. 
»Diesmal machen wir ›3D-Minigolf‹ 
– mit Schwarzlicht und leuchtenden 
Bällen. Das wird sicher lustig. Danach 
gehen wir zusammen essen.«               
-red

            

INTERNATIONALES

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender*innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für  
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse  
(limitierte Auflage) 

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings nur 
Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die zusam-
men arbeiten und mindestens zu dritt sind. Die 
Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes Foto 
von eurem Team bekommen und eine Telefonnum-
mer, unter der ihr gut erreichbar seid. Das Foto des 
Gewinnerteams wird in der nächsten Ausgabe 
veröffentlicht. Stellt bitte sicher, dass das Einver-
ständnis aller abgebildeten Personen und des 
Fotografen bzw. der Fotografin vorliegt.

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3 »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 suchbild.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 drei.verdi.deInformationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  gesundheit-soziales.verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...
GENAU HINSEHEN

REINLESEN

GEWINNERTEAM

Minigolf im Schwarzlicht

RUNDUM

Die Gewinner*innen des Preisrätsels in drei.73 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Team im Personalrat der Uniklinik 
Dresden, Stefanie B.; 2. Preis (eine ver.di-Armbanduhr): Olga R. aus Wächtersbach,  
3. bis 6. Preis (je eine Pausentasse): Margarete K. aus Bremerhaven, Kerstin S. aus 
Berlin, Rainer L. aus Hamburg und Gilda B. aus Büchen

UNVERGESSEN

Gesundheitsbeschäftigte wehren sich weltweit
Ob in Frankreich oder den USA, in Israel oder Simbabwe – international streiten 
Beschäftigte aus dem Gesundheitswesen während der Pandemie für Gesund-
heitsschutz, Aufwertung und mehr Personal. In Frankreich haben sie erste Er-
folge zu verzeichnen. Dort stellt die Regierung zusätzlich 8,1 Milliarden Euro zur 
Verfügung. In Israel streiken Pflegekräfte, Ärzt*innen und Sozialarbeiter*innen 
für bessere Arbeitsbedingungen. In Simbabwe läuft ein heftiger Arbeitskampf 
von Pflegekräften, die ausreichend Schutzmaterial und wegen der immensen 
Inflation eine Bezahlung in US-Dollar fordern. 13 Kolleginnen wurden daraufhin 
entlassen. In den USA fordern Krankenhausbeschäftigte Tarifverträge für Entlas-
tung und protestieren gegen Armut und Rassismus.
Ein unvollständiger Überblick: £  t1p.de/weltweit-corona

Einsendeschluss: 31. Oktober 2020

1954, Physiotherapeut*innen unterstützen an Polio erkrank-
te Kinder beim Bewegungstraining. Meist sind die Beine der 
jungen Patienten in Folge einer Viruserkrankung bleibend 
gelähmt. Der Einsender des Fotos schreibt: »Der blonde 
Knabe ist mittlerweile nach erfolgreichem Berufsleben Rent-
ner. Dieses Becken erinnere ich als riesige Schwimmhalle.«  

Auf die Thermalquelle für das Schwimmbad stießen 
Arbeiter*innen bei ihrer Suche nach Erdöl im Jahr 1918 in 
Bad Schallerbach (Österreich). Aufgrund flächendeckender 
Impfungen ab 1960 (DDR) und 1962 (BRD) verschwand  
die Kinderlähmung binnen weniger Jahre. Sie gilt heute  
weltweit als nahezu ausgerottet.                               -tob

drei 74

Habt ihr noch Fotos, die eure Arbeitsplätze vor 40, 60 oder 

100 Jahren zeigen? Wir freuen uns über jede Einsendung!    

redaktion.drei@verdi.de

Covid-19: Gesundheitsbeschäftigte am stärksten betroffen

Quelle: Wissenschaftliches Institut der AOK 2020. Grafik: werkzwei Detmold 
   Durchschnittswert aller Berufe

Altenpflege 1.283

Krankenpflege 1.237

Rettungsdienst 963

Ärzt*innen 946

Physiotherapie 818

Geschäftsführung 218

Controlling 157

Landwirtschaft 121

Arbeitsunfähigkeit in Zusammenhang mit Covid-19 pro 100.000 Beschäftigte von März bis Mai

0 1.300
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Beschäftigte im Gesundheitswesen sind 
laut AOK-Statistik weitaus häufiger  
wegen Covid-19 krankgeschrieben als 
der Durchschnitt der Beschäftigten. 
Dass sie stärker gefährdet sind, bestä-
tigt auch eine im Mai veröffentlichte 
Studie aus den USA. Diese weist zudem 
darauf hin, dass das Infektionsrisiko 
nochmals deutlich steigt, wenn nicht 
genug Schutzmaterial vorhanden ist 
oder dieses mehrfach verwendet wer-
den muss (t1p.de/statistik-krank). Nötig 
sind daher genug hochwertige Schutz-
ausrüstung, aber auch regelmäßige 
Tests. Doch laut Deutschem Kranken-
hausinstitut werden Beschäftigte mit 
Patientenkontakt in 88 Prozent der 
Kliniken nicht routinemäßig getestet.                           	
			            -dab

In diesem Buch kommen die wirk-
lichen Expert*innen aus dem Ge-
sundheitswesen zu Wort: Klaus Dall-
mer dokumentiert 17 Interviews mit 
Kranken- und Altenpflegekräften, 
mit Ärzt*innen, Medizinisch-Techni-
schen Assistent*innen und Gewerk-
schaftsaktiven, die ein detailreiches 
und differenziertes Bild der Branche 
zeichnen. Doch sie bleiben nicht bei 
der Analyse der Ökonomisierung 
und ihrer Folgen stehen, sondern 
zeigen durch ihr Handeln auch Wege 
des Widerstands auf. 

Dallmer sieht die Protestbewe-
gung im Gesundheitswesen als Teil 
einer größeren gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung um die »Zurück-
wendung« der in den vergangenen 
drei Jahrzehnten erfolgten neolibera-
len Wende. Die Gesundheitsbeschäf-
tigten charakterisiert er dabei als 
Vorreiter, denn sie seien »die ersten, 
die für ihren Arbeitsbereich die Be-
stimmung durch die Marktlogik mehr-
heitlich ablehnen, und dafür bereits 
die gesellschaftliche Hegemonie in 
den Köpfen erreicht haben«. Zudem 
hätten sie mit dem System der Team-
delegierten »eine alte Form der Arbei-

Sachverstand spricht 

terdemokratie (…) neu erfunden«.  
Es ist dem Herausgeber uneinge-
schränkt zuzustimmen, wenn er 
schreibt, dass in den Interviews 
deutlich werde, »wo der Sachver-
stand des Gesundheitswesens wirk-
lich sitzt. Und steht und rennt und 
schwitzt und hebt und hetzt und 
über die Grenzen der Erschöpfung 
arbeitet. Dieser Sachverstand wird 
von der Gesundheitspolitik missach-
tet, und das schon über Jahrzehnte.« 
Die Interviewten streiten allesamt 
dafür, dass sich die Verantwortlichen 
diese Missachtung nicht länger leis-
ten können. Ihre Einschätzungen 
und Forderungen zu verbreiten,  
ist ein verdienstvoller Beitrag dazu.
                             DANIEL BEHRUZI

Klaus Dallmer (Hrsg.): 
Markt zerfrisst Gesund-
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